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Vorwort

„Habent sua fata libelli.“ Auch hinter dem vorliegenden Buch steckt eine län-
gere Geschichte. Am Beginn stand das Urteil des EGMR im Fall Dangeville 
aus dem Jahr 2002. Das nur ein Jahr später ergangene Urteil des EuGH im 
Fall Köbler zur mitgliedstaatlichen Haftung wegen höchstgerichtlichen Un-
rechts unterstrich die Relevanz und Aktualität der Thematik. Wenngleich ich 
mich zu beiden Urteilen literarisch geäußert habe, so beschränkte ich mich 
jedenfalls im Fall des Köbler-Urteils auf einige ausgewählte Aspekte, um die 
grundlegenden Fragen einem – wie ich damals plante – großangelegten, rechts-
vergleichenden Aufsatz vorzubehalten. Die Recherchen hierzu zeigten bald, 
dass der Umfang eines Aufsatzes bei weitem gesprengt werden würde. So ent-
stand der Gedanke, die Thematik zum Gegenstand der Habilitationsschrift zu 
machen. Ein dahingehender Vorschlag wurde von meinem Habilitationsvater 
positiv mit den Worten quittiert, die Thematik erlaube es, „auf den Grund 
durchzustoßen“. Inwieweit mir dies gelungen ist, möge der Leser selbst beur-
teilen.

Die vorliegende Arbeit wurde im Februar 2010 von der Juristischen Fakul-
tät der Universität Potsdam als Habilitationsschrift angenommen. Für die Pu-
blikation wurden Rechtsprechung und Literatur bis Ende August 2010 be-
rücksichtigt. Dies ist auch der Zeitpunkt des letzten Zugriffs auf sämtliche 
angegebenen Internetquellen. Spätere Rechtsprechung und Literatur sind nur 
noch sporadisch berücksichtigt.

Mein Dank gebührt naturgemäß zuvörderst und zuallererst meinem Habi-
litationsvater, Herrn Prof. Dr. Eckart Klein. An seinem Lehrstuhl für Staats-, 
Völker- und Europarecht habe ich nicht nur eine im zwischenmenschlichen 
Bereich sehr schöne Zeit verbracht, sondern auch sehr viel gelernt und persön-
liche Förderung vielfältiger Art erfahren. Dafür bin ich ihm zu großem Dank 
verpfl ichtet. Danken möchte ich auch dem Zweitgutachter, Herrn Prof. Dr. 
Andreas Musil, für die zügige Erstellung des Zweitvotums. In den Dank mit 
einschließen möchte ich das gesamte Lehrstuhl-Team, das mir bei meinem 
Wechsel von Würzburg nach Potsdam einen sehr freundlichen Empfang be-
reitet und mich während meiner Potsdamer Zeit begleitet hat: Frau Ullrike 
Schiller, Frau Prof. Dr. Stefanie Schmahl, Herrn Rechtsanwalt Dr. Jan Thiele, 
Herrn Rechtsanwalt Frank Glienicke, Herrn ass. iur. Dr. Dominik Steiger, 
Frau Richterin am VG Birgit Troppmann, Frau ass. iur. Gundula Ziegenhagen 
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und Frau RRef. Jutta Wickenhäuser. Auch die Kollegen vom MenschenRechts-
Zentrum, Herr PD Dr. Norman Weiß und Frau Dr. Claudia Mahler, möchte 
ich hier nennen. Erwähnen möchte ich ferner Herrn Rechtsanwalt Georg 
Rixe, mit dem ich viele anregende Gespräche zur Haftung wegen überlanger 
Verfahrensdauer geführt habe.

Ein ganz besonderer Dank gebührt schließlich meiner Familie: meinen El-
tern, Christel und Siegfried Breuer, und meiner Schwester Karen Albrecht 
samt ihrer Familie. Sie haben mir auch in persönlich schwierigen Zeiten stets 
vollen Rückhalt gegeben und so zum Gelingen dieses Werks wesentlich beige-
tragen. Diesen Rückhalt erfahre ich heute von Barbara Sandig mit Carlotta 
und Franziska, die ich deshalb in den Dank mit einschließen möchte.

Hamburg, im Juli 2011 PD Dr. Marten Breuer

Vorwort
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§  1. Einleitung

In der Heiligen Schrift ist zu lesen:

„Du sollst nicht unrecht handeln im Gericht: du sollst den Geringen nicht vorziehen, 
aber auch den Großen nicht begünstigen, sondern du sollst deinen Nächsten recht 
richten.“1

Die in diesen Worten zum Ausdruck kommende Forderung nach Gleichheit 
der Rechtsanwendung im Bereich des Normvollzugs bildet, um eine Formulie-
rung des Bundesverfassungsgerichts aufzugreifen, „die Seele der Gerechtig-
keit. Und dies seit den Anfängen unseres Rechtsdenkens.“2 Andererseits liegt 
den Worten die nicht minder elementare Erfahrung zugrunde, dass auch der 
Richter „unrecht handeln“, dass auch er das Recht verfehlen kann – sei es 
durch bewusste Bevorzugung einer Partei, wie in dem Zitat aufgeführt, sei es 
unbewusst durch Missverständnisse, Übersehen einer Rechtsnorm oder Ähn-
liches. Dass „auch objektiv unrichtige Richtersprüche ergehen können, ist nie-
mals völlig auszuschließen, da dem menschlichen Erkenntnisvermögen von 
Natur her Grenzen gesetzt sind.“3 In einem Rechtsstaat, der auf die „Mäßi-
gung und rechtliche Bindung aller öffentlichen Machtausübung“ abzielt,4 
stellt sich folglich die Notwendigkeit einer rechtlichen Kontrolle auch der 
Dritten Gewalt; „sed quis custodiet ipsos custodes?“5

Damit ist das Grundproblem des „Rechtsschutzes gegen den Richter“ ange-
sprochen. Für gewöhnlich begegnet die Rechtsordnung der Möglichkeit judi-
kativen Unrechts durch das Zurverfügungstellen des Instanzenzuges. Was 
aber, wenn gegen eine richterliche Entscheidung kein Rechtsmittel eröffnet ist 
(z. B. wegen Nichterreichens der Berufungssumme, §  511 Abs.  2 Nr.  1 ZPO)? 
Oder wenn unabhängig von der Urteilsaufhebung ein irreversibler Schaden 
eingetreten ist (z. B. im Fall rechtswidriger Freiheitsentziehung)? In derartigen 

1 3. Mose 19,15 (Die Bibel nach der Übersetzung Martin Luthers, revidierte Fassung von 
1984).

2 BVerfGE 54, 277 (296).
3 BGHZ 36, 379 (393).
4 U. Scheuner, in: FS 100 Jahre DJT, Bd.  2, 1960, S.  229 (250).
5 Das Zitat entstammt Juvenals Satiren (Liber II satura VI, 347) und ist zur Umschrei-

bung des Problems des Rechtsschutzes gegen den Richter allgemein verbreitet. In seinem 
originären Zusammenhang freilich hat es mit der vorliegenden Thematik herzlich wenig 
gemein.


